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(Nr. 11342.) Ausgrabungsgeſetz. Vom 26. März 1914, 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen de, 


verordnen, mit Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags der Monarchie, 
was folgt: 
Ausgrabungen. 


§ 1. 

Eine Grabung nach Gegenſtänden, die für die Kulturgeſchichte einſchließlich 
der Urgeſchichte des Menſchen von Bedeutung ſind, darf nur in der Weiſe er— 
folgen, daß nicht das öffentliche Intereſſe an der Förderung der Wiſſenſchaft und 
Denkmalpflege beeinträchtigt wird. 

Zum Beginne der Grabung iſt die Genehmigung des Regierungspräſidenten 
erforderlich. 

Die Genehmigung darf nicht verſagt werden, wenn die Erfüllung der Vor- 
ſchrift des Abſ. 1 geſichert erſcheint. Bei Erteilung der Genehmigung ſind die 
für die Grabung nach dem Maße des öffentlichen Intereſſes gebotenen Bedingungen 
zu bezeichnen. 

Die Bedingungen können insbeſondere die Ausführung der Grabung, die 
Anzeige entdeckter Gegenſtände, deren Sicherung und Erhaltung ſowie die Be 
ſichtigung der Grabungsſtätte und der entdeckten Gegenſtände betreffen. Für die 
Einhaltung der Bedingungen kann Sicherheitsleiſtung verlangt werden. 


$ 2. 
Der Regierungspräſident, in dringenden Fällen auch die Ortspolizeibehörde, 
iſt befugt, eine ohne die erforderliche Genehmigung unternommene Grabung zu 
verhindern und für die Einhaltung der Genehmigungsbedingungen zu ſorgen. 


9 8. 

Der Minifter der geiſtlichen und Unterrichts-Angelegenheiten kann im Einzel; 
fall oder allgemein, namentlich zugunſten der im § 8 Abſ. 2 bezeichneten Körper- 
ſchaften, Ausnahmen von den Vorſchriften des § 1 zulaſſen. 
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Ausgegeben zu Berlin den 7. April 1914. 
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984. 

Die Vorſchriften der §§ 1 bis 3 finden auf eine Grabung nach Gegen⸗ 
ſtänden, die für die Urgeſchichte der Tier- oder Pflanzenwelt von Bedeutung find, 
entſprechende Anwendung. 

Gelegenheitsfunde. 


8 5. 

Wird in oder auf einem Grundſtück ein Gegenſtand, der für die Kultur⸗ 
geſchichte einſchließlich der Urgeſchichte des Menſchen von erheblicher Bedeutung 
iſt, gelegentlich entdeckt, jo iſt dies ſpäteſtens am nächſten Werktage der Orts— 
polizeibehörde anzuzeigen, welche unverzüglich die Erwerbsberechtigten (§ 8 Abſ. 2) 
zu benachrichtigen hat. 

Anzeigepflichtig ſind der Entdecker, der Eigentümer des Grundſtücks ſowie 
der Leiter der Arbeiten, bei denen der Gegenſtand entdeckt worden iſt. 

Die Anzeigefriſt beginnt mit dem Ablaufe des Tages, an dem der Ver— 
pflichtete die Entdeckung erfährt. 

Die Anzeige eines der Verpflichteten befreit die übrigen. Der Entdecker 
wird von ſeiner Verpflichtung auch dann frei, wenn er die Entdeckung noch an 
demſelben Tage dem Leiter der Arbeiten mitteilt. 


§ 6. 

Der Entdecker, der Eigentümer des Grundſtücks ſowie der Leiter der 
Arbeiten haben den entdeckten Gegenſtand und die Entdeckungsſtätte in unver⸗ 
ändertem Zuſtande zu erhalten, ſoweit es ohne erheblichen Nachteil oder Auf— 
wendung von Koſten geſchehen kann. 

Dieſe Verpflichtungen erlöſchen mit Ablauf von fünf Tagen nach der An— 
zeige, ſofern nicht der Regierungspräſident oder die Ortspolizeibehörde den Gegen- 
ſtand vorher freigeben. 


$ 7. 

Der Minifter der geiftlichen und Unterrichts⸗Angelegenheiten kann, ſofern 

eine ſachgemäße Behandlung von Gelegenheitsfunden gewährleiſtet iſt, Ausnahmen 
von den Vorſchriften der §§ 5, 6 zulaſſen. 


Ablieferung. 
8. 

Ein bei einer Ausgrabung oder gelegentlich in oder auf einem Grundſtück 
entdeckter Gegenſtand der im §1 oder § 4 bezeichneten Art iſt nach näherer Be 
ſtimmung der $$ 9 und 10 auf Verlangen gegen Entſchädigung abzuliefern. 

Die Befugnis, die Ablieferung zu verlangen, ſteht dem Staate ſowie der 
Provinz, dem kommunalſtändiſchen Verbande, dem Kreiſe und der Gemeinde zu, 
in denen der Gegenſtand entdeckt worden ift. - 

Als Entſchädigung iſt Erſatz des gemeinen Wertes des Gegenſtandes zu leiſten. 
Bei Bemeſſung des Wertes bleibt die Möglichkeit einer Veräußerung des Gegen- 
ftandes in das Reichsausland oder an einen Reichsausländer unberückſichtigt. 
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Bei Gelegenheitsfunden find außerdem die bei Bemeſſung des Wertes nicht 
berückſichtigten Aufwendungen zu erſetzen, die dem Entdecker, dem Eigentümer des 
Grundſtücks oder dem Leiter der Arbeiten durch Maßregeln zur Erhaltung 
des Gegenſtandes oder der Entdeckungsſtätte entſtanden ſind, ſoweit er ſie nach 
den Umſtänden für erforderlich halten durfte. Sind Anordnungen nach $ 21 
getroffen, ſo iſt auch der hierdurch entſtandene Schaden zu erſetzen, ſoweit die 
Anordnungen nicht durch ſchuldhaftes Verhalten des von ihnen Betroffenen ver- 
anlaßt ſind. 


895 
Die Ablieferung kann nur verlangt werden, wenn Tatſachen vorliegen, nach 
denen zu beſorgen iſt, daß der Gegenſtand weſentlich verſchlechtert wird oder daß 
er der inländiſchen Denkmalpflege oder Wiſſenſchaft verloren geht. 


10. 

Die Ablieferung kann nicht mehr verlangt werden, wenn ſeit der Anzeige 
der Entdeckung drei Monate oder, falls eine Verpflichtung zur Anzeige nicht be- 
ſteht, ſeit der Entdeckung zwölf Monate verſtrichen ſind. Dies gilt nicht, wenn 
der Erwerbsberechtigte ſich innerhalb der Friſt gegenüber dem Eigentümer die 
Befugnis, die Ablieferung zu verlangen, vorbehalten hat. 

Der Eigentümer kann den Erwerböberechtigten die Ablieferung des Gegen— 
ſtandes, unbeſchadet der Entſcheidung, ob der Gegenſtand ablieferungspflichtig iſt 
oder nicht, anbieten. Nimmt der Erwerbsberechtigte das Angebot nicht binnen 
drei Monaten an, ſo kann er die Ablieferung nicht mehr verlangen. 

Beſtreitet der Eigentümer die Berechtigung eines Vorbehalts, ſo beſchließt 
der Bezirksausſchuß. 


§ 11. 
Können die Beteiligten ſich nicht über die Ablieferung an einen der Er- 
werbsberechtigten oder über die Entſchädigung einigen, ſo gelten die Vorſchriften 
der $$ 12 bis 20. 


8 12. | 

Der Bezirksausſchuß des Bezirkes, in dem der Gegenftand entdeckt worden 
iſt, beſchließt auf Antrag eines Beteiligten, ob die Vorausſetzungen der Ab— 
lieferung vorliegen. In Zweifelsfällen wird der zuſtändige Bezirksausſchuß durch 
den Miniſter der geiſtlichen und Unterrichts-Angelegenheiten beſtimmt. 

Wird das Ablieferungsverlangen von mehreren geſtellt, ſo beſtimmt der 
Provinzialrat den an erſter Stelle Erwerbsberechtigten ſowie geeignetenfalls die 
Reihenfolge, in der im Falle ſeines Ausſcheidens die übrigen Erwerbsberechtigten 
an ſeine Stelle treten. Hierbei iſt auf die örtliche Bedeutung des Fundes, das 
Intereſſe der Wiſſenſchaft ſowie die beſtehenden wiſſenſchaftlichen Einrichtungen 
Rückſicht zu nehmen. 13 


5 
Der Antrag auf Feſtſtellung der Entſchädigung iſt bei dem Regierungs⸗ 
präſidenten einzureichen. In dem Antrage ſind der Gegenſtand, der Erwerbs— 
berechtigte ſowie der Eigentümer, etwaige dinglich Berechtigte und ſonſt Erſatz— 
berechtigte ($ 8 Abſ. 4) zu bezeichnen. 
1 
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$ 14. | 
Die Entſchädigung wird durch eine Schätzungskommiſſion feſtgeſtellt. Der 
Eigentümer des abzuliefernden Gegenſtandes und der Erwerbsberechtigte wählen 
je ein Mitglied. Der Regierungspräſident beſtellt den Vorſitzenden; dieſer muß 
zum Richteramte befähigt ſein. Wird die Wahl eines Mitglieds nicht binnen 
vier Wochen nach Aufforderung durch den Regierungspräſidenten vorgenommen, 
ſo wird das Mitglied durch den Regierungspräſidenten beſtellt. 


$ 15. 

Die Schätzungskommiſſion hat die Beteiligten zu hören; im übrigen be- 
ſtimmt ſie das Verfahren nach freiem Ermeſſen. Erachtet die Schätzungskom— 
miſſion eine Beſichtigung des Gegenſtandes für erforderlich, ſo kann der Re— 
gierungspräſident die erforderlichen Anordnungen treffen. 


8 16. 
Der Beſchluß iſt mit Gründen zu verſehen. 
Gegen den Beſchluß ſteht hinſichtlich der Höhe der Entſchädigung den Be— 
teiligten binnen drei Monaten nach Zuſtellung der Rechtsweg offen. 


N. 

Die Entſchädigung wird an den Eigentümer oder die ſonſt Erſatzberech— 
tigten ($ 8 Abſ. 4) gezahlt, für welche die Feſtſtellung erfolgt iſt. 

Sind dinglich Berechtigte vorhanden, ſo iſt die für den Eigentümer feſt— 
geſtellte Entſchädigung zu hinterlegen. 18 

Nach Zahlung oder Hinterlegung der endgültig oder in dringenden Fällen 
der vorläufig feſtgeſtellten Entſchädigung iſt der Gegenſtand abzuliefern. 

Der Regierungspräſident hat die zur Durchführung der Ablieferung er— 
forderlichen Anordnungen zu treffen. 

Mit der Ablieferung erlangt der Erwerbsberechtigte das Eigentum an dem 
Gegenſtande. f 


$ 19. 

Die Koſten des Schätzungsverfahrens fallen dem Erwerbsberechtigten zur 
Laſt. Es können nur Auslagen berechnet werden; den Mitgliedern der Schätzungs— 
kommiſſion kann durch den Regierungspräſidenten eine Vergütung bewilligt 
werden. 

§ 20. 

Verzichtet der Erwerbsberechtigte nachträglich auf fein Recht, fo iſt er ver 
pflichtet, den Beteiligten die durch das Verfahren entſtandenen notwendigen Auf 
wendungen zu erſtatten und in den Fällen des § 8 Abſ. 4 den dort bezeichneten 
Erſatz zu leiſten. i 

Dem Verzichte ſteht es gleich, wenn der Erwerbsberechtigte die endgültig 
feſtgeſtellte Entſchädigung nicht binnen einer vom Regierungspräſidenten auf An⸗ 
trag zu beſtimmenden Friſt zahlt oder hinterlegt. 


ae 


$ 21. 

Der Regierungspräſident, in dringenden Fällen auch die Ortspolizeibehörde, 
iſt befugt, zur Sicherſtellung eines Gegenſtandes, deſſen Ablieferung verlangt werden 
kann, auf Antrag eines Erwerbsberechtigten (§ 8 Abſ. 2) die erforderlichen Anord— 
nungen zu treffen. 1 

Die Anordnungen ſind wieder aufzuheben, ſofern nicht binnen zwei Wochen 
die Ablieferung verlangt wird. In dieſem Falle hat, wenn nicht nach § 8 Abſ. 4 
oder § 20 ein anderer zum Schadenerſatze verpflichtet iſt, der Antragſteller den 
durch die Anordnungen entſtandenen Schaden zu erſetzen, ſoweit die Anordnungen 
nicht durch ſchuldhaftes Verhalten des von ihnen Betroffenen veranlaßt ſind. 


Beſchwerde. 
22. 

Gegen die Entſcheidungen und Anordnungen des Regierungspräſidenten 
findet die Beſchwerde an den Miniſter der geiſtlichen und Unterrichts-Angelegen- 
heiten ſtatt. Gegen die Anordnungen der Ortspolizeibehörde findet die Beſchwerde 
an den Regierungspräſidenten und die weitere Beſchwerde an den Miniſter der 
geiſtlichen und Unterrichts-Angelegenheiten ſtatt. 

Der Minifter der geiſtlichen und Unterrichts-Angelegenheiten entſcheidet 
gegebenenfalls im Einvernehmen mit den nach den allgemeinen Beſtimmungen 
beteiligten Miniſtern. 

$ 23. 

Die Beſchlüſſe des Bezirksausſchuſſes ($ 10 Abſ. 3, § 12 Abf. 1) find mit 
Gründen zu verſehen. Gegen dieſe Beſchlüſſe ſteht den Beteiligten binnen zwei 
Wochen nach Zuſtellung die Beſchwerde an den Provinzialrat zu. 


Strafbeſtimmungen. 


§ 24. 

Mit Geldſtrafe bis zu einhundertfünfzig Mark oder mit Haft wird beſtraft, 
wer vorſätzlich die im § 5 vorgeſehene Anzeige unterläßt oder den Vorſchriften 
des § 6 Abſ. 1 zuwiderhandelt. 

Die Verfolgung tritt nur auf Antrag des Regierungspräſidenten ein; die 
Zurücknahme des Antrags iſt zuläſſig. 

§ 25. 

Mit Geldſtrafe bis zu zehntauſend Mark oder mit Haft wird, ſoweit nicht 
nach anderen Vorſchriften eine höhere Strafe verwirkt iſt, beſtraft, wer vorſätzlich 
einen Gegenſtand, deſſen Ablieferung verlangt werden kann, zerſtört, beſchädigt 
oder beifeite ſchafft und dadurch die Ablieferung vereitelt. 

Iſt der Täter eine Perſon, die aus der Veranſtaltung von Ausgrabungen 
oder aus der Verwertung ausgegrabener oder gelegentlich entdeckter Gegenſtände 
der im § 1 oder § 4 bezeichneten Art ein Gewerbe macht, fo kann die Geld— 
ſtrafe bis zu zwanzigtauſend Mark erhöht werden, auch kann auf Gefängnis bis 
zu drei Monaten ſowie auf die Geldſtrafe neben der Freiheitsſtrafe erkannt werden. 

Der Verſuch iſt ſtrafbar. 
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In den Fällen des Abſ. 1 tritt die Verfolgung nur auf Antrag des 
Regierungspräſidenten ein; die Zurücknahme des Antrags iſt zuläſſig. Eine nicht 
beizutreibende Geldſtrafe iſt in Haft umzuwandeln. 


Abergangs⸗ und Schlußbeſtimmungen. 
8 26. 

Die Vorſchriften über die Genehmigung einer Grabung ($$ 1, 4) finden 
auf eine beim Inkrafttreten dieſes Geſetzes begonnene Grabung entſprechende 
Anwendung. 

$ 27. 

Unberührt bleiben die geſetzlichen Vorſchriften, nach denen dem Staate in 
Anſehung eines dieſem Geſetz unterſtehenden Gegenſtandes weitergehende als di: 
in den $$ 8 bis 21 begründeten Rechte zuftehen. 


$ 28. 
Für die Stadt Berlin tritt der Oberpräſident an die Stelle des Regierungs⸗ 
präſidenten. 
Für Heſſen⸗Naſſau treten die Bezirksverbände an die Stelle der Provinz. 
Für die Hohenzollernſchen Lande treten der Landeskommunalverband und 
die Amtsverbände an die Stelle der Provinz und der Kreiſe. 


§ 29. 
Die Ausführungsbeſtimmungen zu dieſem Geſetz erläßt der Miniſter der 
geiſtlichen und Unterrichts⸗Angelegenheiten. 
Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Venedig, den 26. März 1914. 


(L. S.) Wilhelm. 
v. Bethmann Hollweg. v. Tirpitz. Beſeler. v. Breitenbach. 
Sydow. v. Trott zu Solz. Frhr. v. Schorlemer. v. Dallwitz. 
Lentze. v. Falkenhayn. 


(Nr. 11343.) Übereinkommen vom November / Dezember 1913 zwiſchen Anhalt, Baden, Bayern, 
Braunſchweig, Bremen, Elſaß⸗Lothringen, Hamburg, Heſſen, Lippe, Lübeck, 
Mecklenburg ⸗Schwerin, Mecklenburg⸗Strelitz, Preußen, Sachſen und Württem⸗ 
berg, betreffend die Anerkennung der Eichſcheine und die gegenſeitige Mit. 
teilung der Ergebniſſe der Eichungen und Eichprüfungen von Binnenſchiffen. 


8 
Die von den Behörden der Vertragsſtaaten ausgeſtellten Eichſcheine über 
die Tragfähigkeit von Binnenſchiffen werden von jedem Vertragsſtaate den von 
ſeinen Behörden ausgeſtellten Eichſcheinen gleichgeachtet. 
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Wird in einem Vertragsſtaat ein Binnenſchiff geeicht oder einer Eichprüfung 
unterzogen, deſſen Heimatsort im Gebiet eines anderen Vertragsſtaats liegt, ſo 
iſt dem letzteren von dem Ergebniſſe der Eichung oder der Eichprüfung Mitteilung 
zu machen. Außerdem erfolgt eine ſolche Mitteilung an die Großherzoglich 
Oldenburgiſche Regierung hinſichtlich der in Oldenburg beheimateten Binnenſchiffe. 


9 2. 

Die Mitteilungen unterbleiben in Anſehung der Schiffe mit eigener Trieb- 
kraft, deren Tragfähigkeit 15 000 Kilogramm oder weniger beträgt, ſowie in 
Anſehung der ſonſtigen Schiffe mit einer Tragfähigkeit von 20 000 Kilogramm 
oder weniger. 

Bei Schiffen, die in Hamburg oder in Lübeck beheimatet find, erfolgen je— 
doch die Mitteilungen, wenn fie eine Tragfähigkeit von mehr als 10 000 Kilo— 
gramm beſitzen. Das Gleiche gilt bei Dampfſchiffen und anderen Schiffen mit 
eigener Triebkraft, die in Mecklenburg⸗Schwerin beheimatet find, wenn fie eine 
Tragfähigkeit von mehr als 10 000 Kilogramm beſitzen; bei Dampfſchiffen und 
anderen Schiffen mit eigener Triebkraft, die in Oldenburg beheimatet ſind, wenn 
fie eine Tragfähigkeit von mehr als 7500 Kilogramm beſitzen, und bei ſonſtigen 
in Oldenburg beheimateten Schiffen, wenn ſie eine Tragfähigkeit von mehr als 
10 000 Kilogramm beſitzen. 

Elſaß⸗Lothringen hat⸗Eichzwang für die auf feinen Kanälen verkehrenden 
Binnenſchiffe nur bei einer Tragfähigkeit von 50 000 Kilogramm und mehr 
und macht daher Mitteilungen über Schiffe von geringerer Tragfähigkeit nicht. 


Er 
Die Mitteilungen geſchehen vierteljährlich und zwar ſpäteſtens am 1. Te 
bruar, 1. Mai, 1. Auguſt und 1. November für die in den vorangegangenen 
Kalendervierteljahren vorgenommenen Eichungen und Eichprüfungen. Leeranzeigen 
finden nicht ſtatt. 
SA. 
Die Mitteilungen müſſen enthalten: 
1. das Datum der Eichung oder des Eichſcheins ſowie die Angabe des 
angewendeten Eichverfahreng; 
das Datum der Eintragung des Ergebniſſes der Eichprüfung ; 
den Namen oder die Deviſe des Schiffes ſowie gegebenenfalls Bud) 
ſtabe und Nummer der vorhergehenden Eintragung im Eichregiſter; 
4, feinen Heimatsort; 
5. den Namen und den Wohnort des Schiffseigners; 
6. die Schiffsgattung, die Bauart und das Baumaterial, 
7 
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den Ort und die Zeit der Erbauung; 
. die Tragfähigkeit zufolge der Eichung oder der Eichprüfung. 
Es ſind tunlichſt Formulare zu verwenden. 
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85. 
Die Mitteilungen ſind zu richten: 
1. für Anhalt an die Herzogliche Waſſerbauverwaltung in Deſſau; 
2. für Baden an die Großherzogliche Rheinbauinſpektion in Mannheim; 
3. für Bayern an das Straßen- und Flußbauamt in Speyer für das 
Rheingebiet, an das Straßen- und Flußbauamt Würzburg für das 
Maingebiet und an das Straßen- und Flußbauamt Regensburg für 
das Donaugebiet 
für Braunſchweig an die Herzogliche Baudirektion in Braunſchweig , 
für Bremen an das Amtsgericht, Abteilung für freiwillige Gerichts— 
barkeit, daſelbſt; 
6. für Elſaß⸗Lothringen an das Kaiſerliche Miniſterium für Elſaß Lothringen, 
Abteilung für Landwirtſchaft und öffentliche Arbeiten, in Straßburg i. E., 
7. für Hamburg an die Deputation für Handel, Schiffahrt und Gewerbe 
daſelbſt, 
8. für Heſſen an das Großherzogliche Waſſerbauamt in Mainz; 
9. für Lippe an das Fürſtliche Amtsgericht in Hohenhaufen; 
10. für Lübeck an die Steuerbehörde dortjelbit; 
11. für Mecklenburg-Schwerin an das Großherzogliche Miniſterium des 
Innern in Schwerin; 
12. für Mecklenburg⸗Strelitz an das Großherzogliche Miniſterium, Abteilung 
des Innern, in Neuftrelig; 
13. für Oldenburg an das Großherzogliche Miniſterium des Innern in Oldenburg; 
14. für Preußen an die Elbſtrombauverwaltung in Magdeburg für das Strom⸗ 
gebiet der Elbe und für alle öſtlicheren Waſſerſtraßen, an die Weſerſtrom— 
bauverwaltung in Hannover für das Stromgebiet der Weſer, an die Kanal— 
verwaltung in Münſter für das Gebiet des Dortmund-Ems⸗Kanals und 
an den Oberpräſidenten in Coblenz (Rheinſtrombauverwaltung) für das 
Rheingebiet und die Waſſerſtraßen weſtlich des Rheins; 
15. für Sachſen an die Amtshauptmannſchaft in Dresden ⸗Neuſtadt; 
16. für Württemberg an das Königliche Amtsgericht Heilbronn. 


* 


$ 6. 
Die Königlich Preußiſche Regierung wird der Großherzoglich Oldenburgiſchen 
Regierung von dieſem Übereinkommen Mitteilung machen. 


ST 
Erſtmalig find die Mitteilungen hinſichtlich der im vierten Kalender— 
viertelſahre des Jahres 1913 erfolgenden Eichungen und Eichprüfungen zu machen. 


Das vorſtehende Übereinkommen iſt im November Dezember 1913 im Wege 
des Notenaustauſches abgeſchloſſen worden. 
Redigiert im Bureau des Staatsminiſterumd. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachregiſter (1806 bis 1883 zu 6,25 «# 
und 1884 bis 1903 zu 2,40 A) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


